
 

  

S 13 RA 252/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 13
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 13 RA 252/02
Datum 27.01.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 R 4045/04
Datum 08.06.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufungen gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 27. Januar
2004 werden zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die Verrechnung von SchadensersatzansprÃ¼chen der Beigeladenen mit
abgetretenen AnsprÃ¼chen des KlÃ¤gers zu 1) auf Regelaltersrente.

Der 1922 geborene, am 2. April 2005 verstorbene KlÃ¤ger zu 1) bezog ab 1. April
1987 von der Beklagten ein Altersruhegeld â�� jetzt Regelaltersrente â�� nach
Vollendung des 65. Lebensjahres (Bescheid vom 3. April 1987 in der Fassung der
Bescheide vom 12. Februar 1993 und 18. Juli 1994). Er war GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der
S.-Bau, A. S. GmbH u. Co KG, Ã¼ber deren VermÃ¶gen auf Antrag vom 2.
September 1996 ein Konkursverfahren eingeleitet wurde. Aus dieser TÃ¤tigkeit
haben verschiedene Krankenkassen gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger zu 1)
SchadensersatzansprÃ¼che wegen rÃ¼ckstÃ¤ndiger Arbeitnehmeranteile an
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤gen fÃ¼r BeschÃ¤ftigte des Unternehmens
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geltend gemacht.

Mit Schreiben vom 16. Juli 1997 ermÃ¤chtigte die Barmer Ersatzkasse (BEK) die
Beklagte zur Verrechnung solcher Arbeitnehmeranteile fÃ¼r die Zeit vom 1. April
1996 bis 31. Juli 1997 in HÃ¶he von 10.588,46 DM mit der Rente des KlÃ¤gers zu 1).
Zeitgleich teilten die KlÃ¤ger zu 2) und 3) der Beklagten Ã¼ber den
Postrentendienst mit, der KlÃ¤ger zu 1) habe den pfÃ¤ndbaren Teil seiner
Altersrente zur Sicherung eines am 26. Oktober 1996 mÃ¼ndlich vereinbarten
Darlehens in HÃ¶he von 70.000 DM, von dem bisher 25.000 DM ausgezahlt worden
seien, an sie abgetreten (Schreiben vom 15. Juli 1997, Darlehensvertrag vom 7.
MÃ¤rz 1997). Die Beklagte teilte den KlÃ¤gern zu 2) und 3) mit, dass wegen der
Forderung der BEK der Abtretung zur Zeit nicht entsprochen werden kÃ¶nne
(Schreiben vom 18. August 1997) und verrechnete die Forderung der BEK nach
AnhÃ¶rung der KlÃ¤ger zu 1) bis 3) in HÃ¶he der HÃ¤lfte der monatlichen
Altersrente (Bescheide vom 19. Juli 1997). Im Widerspruchsverfahren zog die BEK
das Verrechnungsersuchen zurÃ¼ck. Daraufhin zahlte die Beklagte den
pfÃ¤ndbaren Teil der Rente zu gleichen Teilen an die KlÃ¤ger zu 2) und 3) aus
(Bescheide vom 23. Februar 1998).

Weitere AnsprÃ¼che wurden vom Finanzamt N. (PfÃ¤ndungs- und
Ã�berweisungsbeschluss vom 10. August 1998 Ã¼ber eine Forderung in HÃ¶he von
53.836,87 DM) und der KaufmÃ¤nnischen Krankenkasse Halle (KKH â��
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit vom 1. MÃ¤rz bis 30. Juni 1996
in HÃ¶he von 3.022,32 DM) geltend gemacht. Die KlÃ¤ger zu 2) und 3)
Ã¼bersandten eine ErgÃ¤nzung zum Darlehensvertrag vom 7. MÃ¤rz 1997, datiert
auf den 21. November 1998, Ã¼ber ein weiteres Darlehen in HÃ¶he von 37.000 DM
und erklÃ¤rten sich damit einverstanden, dass die Beklagte nach ErfÃ¼llung der
Abtretung aus dem Darlehensvertrag vom 7. MÃ¤rz 1997 im Wege der Verrechnung
zunÃ¤chst den Anspruch der KKH befriedige, soweit dieser im Konkursverfahren
nicht bedient worden sei (Schreiben ohne Datum, eingegangen am 9. MÃ¤rz 1999).
In der Folgezeit Ã¼bersandten die KlÃ¤ger zu 2) und 3) weitere ErgÃ¤nzungen zum
Darlehensvertrag vom 7. MÃ¤rz 1997 Ã¼ber Darlehen in HÃ¶he von 22.800 DM (19.
November 1999), 17.000 DM (8. April 2000), 21.000 DM (20. Mai 2000) und 56.000
DM (7. Oktober 2000), zu deren Sicherung jeweils der pfÃ¤ndbare Teil der
Regelaltersrente des KlÃ¤gers zu 1) abgetreten wurde.

Mit Schreiben vom 6. April 2001 â�� bei der Beklagten eingegangen am 10. April
2001 â�� ermÃ¤chtigte die Techniker Krankenkasse (TK) die Beklagte zur
Verrechnung von Arbeitnehmeranteilen an GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤gen
einschlieÃ�lich Nebenkosten in HÃ¶he von 48.006,16 DM fÃ¼r den Zeitraum
Februar 1996 bis Juli 1996. Der Forderung lag ein rechtskrÃ¤ftiges Urteil des
Landgerichts A. vom 1. Februar 2001 sowie ein hierzu ergangener
Kostenfestsetzungsbeschluss vom 12. MÃ¤rz 2001 zu Grunde, mit dem der KlÃ¤ger
verurteilt worden war, an die TK 42.211,43 DM nebst 4 % Zinsen hieraus seit 16.
August 1996 sowie Gerichtskosten in HÃ¶he von 5.794,73 DM nebst 4 % Zinsen
hieraus seit 15. Februar 2001 zu zahlen. Mit Schreiben vom 12. MÃ¤rz 2001 hatte
die TK dem KlÃ¤ger zu 1) folgenden Vergleichsvorschlag unterbreitet:
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"1. Herr B. zahlt zur Abgeltung der mit Endurteil des Landgerichts A. , verkÃ¼ndet
am 01.02.2001, titulierten Schadensersatzforderung in HÃ¶he von 42.211,43 DM
zuzÃ¼glich Zinsen und uns zu erstattender Gerichtskosten einen Betrag von 14.000
DM.

2. Der Abgeltungsbetrag von 14.000 DM ist in 7 vierteljÃ¤hrlichen Raten zu je 2000
DM, beginnend mit dem 10.05.2001, zu leisten. Die letzte Rate ist am 10.11.2002
fÃ¤llig. Die Raten sind auf unser unten angegebenes Konto bei der C.bank AG H.
unter Angabe des Aktenzeichens und des Verwendungszwecks einzuzahlen.

3. GerÃ¤t Herr B. mit der Zahlung einer Rate lÃ¤nger als einen Monat in
RÃ¼ckstand, wird der dann noch offene Restbetrag, in diesem Fall allerdings
bezogen auf die gesamte ursprÃ¼ngliche titulierte Schadensersatzforderung von
42.211,43 DM einschlieÃ�lich Zinsen und uns entstandener Gerichtskosten in einer
Summe fÃ¤llig. In diesem Fall behalten wir uns vor, die Zwangsvollstreckung aus
dem eingangs bezeichneten Urteil des Landgerichts A. zu betreiben.

4. Das vorstehende Ratenzahlungsvereinbarung gilt als nicht zustandegekommen,
sofern sich fÃ¼r die Techniker Krankenkasse durch eine mÃ¶gliche Verrechnung
ihrer titulierten Schadensersatzforderung mit den Herrn B. monatlich gewÃ¤hrten
Rentenleistungen der Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte oder eines
anderen RentenversicherungstrÃ¤gers eine gegenÃ¼ber der vorgeschlagenen
Ratenzahlungsvereinbarung gÃ¼nstigere monatliche RealisierungsmÃ¶glichkeit
ergibt."

Der KlÃ¤ger hatte hierzu mitteilen lassen, er sei mit dem Vergleichsvorschlag
grundsÃ¤tzlich einverstanden, es mÃ¼sse nach Auffassung seines Rechtsanwalts
"nur noch klar geregelt werden, dass die Vergleichs- oder Abgeltungsvereinbarung
nur dann als nicht zustande gekommen gilt, wenn sich fÃ¼r die TK eine
gegenÃ¼ber dem Vergleichsvorschlag schnellere RealisierungsmÃ¶glichkeit
hinsichtlich des Abgeltungsbetrages von 14.000 DM aus einer Verrechnung von
Rentenleistungen der Bundesanstalt fÃ¼r Angestellte oder eines anderen
RentenversicherungstrÃ¤gers ergibt" (Schreiben vom 22. MÃ¤rz 2001). Daraufhin
hatte die Beigeladene ihm mitgeteilt, die Vergleichs- und Abgeltungsvereinbarung
gelte dann als nicht zustande gekommen, sofern sich fÃ¼r die TK durch eine
mÃ¶gliche Verrechnung ihrer gesamten titulierten Schadensersatzforderung in
HÃ¶he von 42.211,43 DM einschlieÃ�lich Zinsen und Kosten, und damit nicht nur
hinsichtlich eines Betrages von 14.000 DM, monatlich ein insgesamt hÃ¶herer
Betrag als 666,66 DM (= 2000 DM./. 3 Monate) Ã¼ber die gesamte Dauer des
Rentenbezuges realisieren lasse (Schreiben vom 5. April 2001).

Auf ein an den KlÃ¤ger zu 2) gerichtetes AnhÃ¶rungsschreiben (vom 10. Mai 2001),
das dem KlÃ¤ger zu 1) zur Kenntnis Ã¼bersandt wurde und dem KlÃ¤ger zu 3) zur
Kenntnis gelangt ist, teilten die KlÃ¤ger zu 2) und 3) mit, die titulierte
Schadensersatzforderung der TK sei durch Annahme des Vergleichsangebots vom
12. MÃ¤rz 2001 gegenstandslos geworden (Schreiben vom 12. Juni 2001). Dieses
Vergleichsangebot sei mit Schreiben vom 22. MÃ¤rz 2001 grundsÃ¤tzlich
angenommen worden mit Ausnahme der Ziff. 4, hinsichtlich der eine Klarstellung
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habe erfolgen sollen. Eine Einigung Ã¼ber diese Ziff. 4 sei zwar nicht erfolgt, dies
berÃ¼hre den Vergleich als solchen aber nicht. Die vereinbarten Zahlungen seien
bisher pÃ¼nktlich geleistet und von der TK angenommen worden. Im Ã�brigen sei
eine Verrechnung unzulÃ¤ssig. Die TK sei kein zustÃ¤ndiger LeistungstrÃ¤ger im
Sinne des Â§ 51 Abs. 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch (SGB I), da sie keine
von ihr als zustÃ¤ndigem LeistungstrÃ¤ger im Sinn des Â§ 12 SGB I erbrachte
Leistung im Sinne des Â§ 21 Abs. 1 SGB I geltend mache. AuÃ�erdem bestehe eine
vorrangige Abtretung der pfÃ¤ndbaren RentenansprÃ¼che des KlÃ¤gers zu 1). Â§
53 Abs. 5 SGB I finde bei Verrechnungen nÃ¤mlich keine Anwendung, denn diese
Vorschrift betreffe nur die Wirksamkeit einer Ã�bertragung und VerpfÃ¤ndung des
Rentenanspruches gegenÃ¼ber der Beklagten. Eine entsprechende Anwendung in
FÃ¤llen des Â§ 52 SGB I sehe das Gesetz nicht vor. Die Verrechnung sei auch
unbillig. Die KlÃ¤ger zu 2) und 3) hÃ¤tten dem KlÃ¤ger zu 1) ihre zur
Alterssicherung bestimmten Ersparnisse darlehensweise zur VerfÃ¼gung gestellt
und darauf vertraut, dass sie diese Ersparnisse aufgrund der vereinbarten
Rentenabtretung zum Bestreiten des eigenen Lebensunterhalts sukzessive zurÃ¼ck
erhalten wÃ¼rden. Es sei in hohem MaÃ�e unbillig, wenn die TK wegen der von ihr
nicht rechtzeitig eingezogenen BeitrÃ¤ge und trotz Bevorrechtigung ihrer
AnsprÃ¼che im noch laufenden Konkursverfahren gegen den Arbeitgeber letztlich
den Lebensunterhalt der KlÃ¤ger zu 2) und 3) infrage stelle.

Mit Bescheiden vom 30. Oktober 2001, gerichtet an die KlÃ¤ger zu 1) und 2), teilte
die Beklagte mit, sie werde zur Tilgung der Forderung der TK den bisher an die
KlÃ¤ger zu 2) und 3) ausgezahlten pfÃ¤ndbaren Betrag der Altersrente ab 1.
Dezember 2001 verrechnen.

Dagegen erhoben die KlÃ¤ger zu 1) bis 3) Widerspruch.

Mit weiterem Bescheid vom 26. November 2001 an den KlÃ¤ger zu 1) setzte die
Beklagte den pfÃ¤ndbaren Betrag der Rente auf 665 Euro neu fest.

Die AOK Bayern ermÃ¤chtigte die Beklagte mit Schreiben vom 9. November 2001
zur Verrechnung geschuldeter (Arbeitnehmeranteile an)
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge(n) in HÃ¶he von 299.339,15 DM fÃ¼r die Zeit
vom 1. April bis 30. Juni 1996.

Die KlÃ¤ger machten zur BegrÃ¼ndung ihres Widerspruchs geltend, die TK habe
wegen des zwischenzeitlich erfolgten Vergleichsabschlusses keine fÃ¤llige
Forderung an den KlÃ¤ger mehr, eine Aufrechnung oder Verrechnung sei gemÃ¤Ã� 
Â§ 51 Abs. 2 SGB I nur wegen der Erstattung zu Unrecht erbrachter Sozialleistungen
oder wegen nichterbrachter BeitragsansprÃ¼che mÃ¶glich, nicht aber wegen
SchadensersatzansprÃ¼chen, die Beklagte sei nach Treu und Glauben an die von
ihr mehrfach bestÃ¤tigte Abtretung der pfÃ¤ndbaren Rententeile gebunden, die
Verrechnung sei gemÃ¤Ã� Â§ 406 des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuches (BGB)
unzulÃ¤ssig und sie sei unter BerÃ¼cksichtigung der bereits bestehenden
Zahlungsverpflichtungen des KlÃ¤gers zu 1) und der Tatsache, dass die Abtretung
an die KlÃ¤ger zu 2) und 3) der Sicherung der aus deren Ersparnissen fÃ¼r die
Altersversorgung geleisteten Darlehen an den KlÃ¤ger zu 1) diene, unbillig im Sinne
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des Â§ 54 Abs. 6 SGB I.

Die TK vertrat demgegenÃ¼ber die Ansicht, der KlÃ¤ger zu 1) habe das
Vergleichsangebot vom 12. MÃ¤rz 2001 nicht angenommen. Der Vergleich sei damit
nicht zustande gekommen. Mit dem Gegenvorschlag des KlÃ¤gers zu 1) hinsichtlich
Ziff. 4 des Vergleichsangebots habe sich die TK nicht einverstanden erklÃ¤rt. Damit
sei auch keine Ratenzahlungsvereinbarung zustande gekommen. DarÃ¼ber habe
spÃ¤testens aufgrund ihres Schreibens vom 5. April 2001 keine Unklarheit bestehen
kÃ¶nnen. Davon sei auch der KlÃ¤ger ausgegangen, denn er habe in einem
Schreiben vom 21. November 2001 nochmals bitten lassen, zur Abwendung der
Rentenaufrechnung eine Vergleichsvereinbarung einzugehen (mit dem Angebot, der
Beklagten neben dem bisher angebotenen Vergleichsbetrag von 14.000 DM auch
die Verfahrenskosten in HÃ¶he von rund 5800 DM zu ersetzen).

Die Beklagte wies die WidersprÃ¼che des KlÃ¤gers zu 1) und 2) zurÃ¼ck
(Widerspruchsbescheide vom 10. Mai 2002). Die Verrechnung sei gemÃ¤Ã� Â§ 51
Abs. 2 SGB I zulÃ¤ssig. Den Eintritt von SozialhilfebedÃ¼rftigkeit habe der KlÃ¤ger
zu 1) weder behauptet noch nachgewiesen. Die Verrechnung sei auch gegenÃ¼ber
dem KlÃ¤ger zu 2) als AbtretungsempfÃ¤nger zulÃ¤ssig. Die zur Verrechnung
gestellte Forderung der TK sei nicht nach der zu verrechnenden Rentenleistung
fÃ¤llig geworden, denn die Rentenabtretung betreffe nur die monatlich fÃ¤llig
werdenden EinzelzahlungsansprÃ¼che.

Dagegen haben die KlÃ¤ger zu 1) bis 3) am 13. Juni 2002 (Eingang bei Gericht)
Klage zum Sozialgericht Augsburg (SG) erhoben und zunÃ¤chst geltend gemacht,
der Widerspruchsbescheid an den KlÃ¤ger zu 2) sei nicht ordnungsgemÃ¤Ã�
zugestellt worden, denn er sei an den ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers zu 1)
Ã¼bersandt worden, der die KlÃ¤ger zu 2) und 3) bis zur Klageerhebung nicht
vertreten habe. GegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger zu 3) sei noch kein Bescheid ergangen.
Im Ã�brigen haben die KlÃ¤ger die im Widerspruchsverfahren erhobenen
EinwÃ¤nde wiederholt.

Die Beklagte hat auch gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger zu 3) die Verrechnung zu Gunsten
der TK erklÃ¤rt (Bescheid vom 8. August 2002) und den dagegen erhobenen
Widerspruch zurÃ¼ckgewiesen (Widerspruchsbescheid vom 4. Dezember 2002)
sowie die Rente des KlÃ¤gers fÃ¼r die Zeit ab 1. Juli 2002 neu berechnet und den
Verrechnungsbetrag auf 679 Euro festgesetzt (Bescheid vom 7. August 2003).

Die vom SG zum Verfahren beigeladene TK (Beschluss vom 27. Oktober 2002) hat
die Ansicht vertreten, es sei kein wirksamer Vergleich zu Stande gekommen.

Das SG hat eine Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) Ã¼ber die Ã¶rtliche
ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die Klagen der KlÃ¤ger zu 2) und 3) eingeholt (Beschluss vom
26. September 2003) und die Klagen abgewiesen ( Urteil vom 27. Januar 2004). Die
zu Gunsten der Beigeladenen durchgefÃ¼hrte Verrechnung sei zwar nicht nach Â§
52 i.V.m. Â§ 51 Abs. 2 SGB I zulÃ¤ssig, da SchadensersatzansprÃ¼che keine
BeitragsansprÃ¼che seien, wohl aber nach Â§ 52 i.V.m. Â§ 51 Abs. 1 SGB I. Danach
kÃ¶nne die Beklagte gegen AnsprÃ¼che der Beigeladenen auf Geldleistungen mit
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RentenansprÃ¼chen des Berechtigten â�� hier der KlÃ¤ger zu 2) und 3) als
AbtretungsempfÃ¤nger â�� verrechnen, soweit die RentenansprÃ¼che nach Â§ 54
Abs.2 und 4 SGB I pfÃ¤ndbar seien. Diese Verrechnung stelle sich als Aufrechnung
unter Verzicht auf die sonst notwendige Gegenseitigkeit von Schuldner und
GlÃ¤ubiger dar. Die Abtretung des der HÃ¶he nach von den KlÃ¤gern nicht
bestrittenen pfÃ¤ndbaren Teils des monatlichen Rentenanspruchs an der KlÃ¤ger zu
2) und 3) stehe der Verrechnung gemÃ¤Ã� Â§ 53 Abs. 5 SGB I nicht entgegen. Die
Verrechnung beziehe sich dabei nicht auf das sog. Rentenstammrecht, sondern auf
die monatlich fÃ¤llig werdenden RentenauszahlungsansprÃ¼che, die jeweils zum
Monatsersten neu entstÃ¼nden. Die Forderung der Beigeladenen sei auch nicht
durch ErfÃ¼llung erloschen, denn es sei kein wirksamer Vergleich zustande
gekommen. Mit dem als Ganzes zu sehenden Vergleichsvorschlag der Beigeladenen
vom 12. MÃ¤rz 2001 habe sich der KlÃ¤ger zu 1) zwar grundsÃ¤tzlich einverstanden
erklÃ¤rt. Er habe aber um eine klare Regelung hinsichtlich Ziff. 4 des
Vergleichsvorschlags gebeten, diesen jedoch nach Klarstellung des
Regelungsinhalts durch die Beigeladene im Schreiben vom 5. April 2001 nicht
angenommen. Davon sei auch der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers zu 1) in
seinem Schreiben vom 21. November 2001 ausgegangen, in dem er gerade
gebeten habe, eine Vereinbarung einzugehen. Der Vergleich sei auch nicht
konkludent durch Annahme der Ratenzahlungen durch die Beigeladene zu Stande
gekommen, denn sie habe ausdrÃ¼cklich darauf hingewiesen, sie nehme die
Zahlungen nur zur Tilgung der titulierten Gesamtforderung an.

Gegen das am 5. Februar 2004 zugestellte Urteil haben die KlÃ¤ger am 4. MÃ¤rz
2004 (Eingang beim SG) Berufung zum Bayerischen Landessozialgericht (LSG)
eingelegt. Sie gehen weiterhin davon aus, der KlÃ¤ger zu 1) habe den
Vergleichsvorschlag vom 12. MÃ¤rz 2001 "ohne Wenn und Aber" angenommen,
damit sei ein wirksamer Vergleich zu Stande gekommen und die Forderung der
Beigeladenen durch ErfÃ¼llung der Ratenzahlungsverpflichtung aus diesem
Vergleich erloschen. Einer Auslegung des Vergleichstextes bedÃ¼rfe es nicht. Eine
wirksame Anfechtung durch die Beigeladene sei nicht erfolgt. AuÃ�erdem habe sie
durch Annahme der Ratenzahlungen die Wirksamkeit des Vergleichs konkludent
anerkannt. Der KlÃ¤ger zu 1) habe der Beigeladenen vor jeder Ratenzahlungen
mitgeteilt, dass die Zahlung auf den Vergleichsbetrag von 14.000 DM erfolge. Erst
nach der dritten Rate habe die Beigeladene mitgeteilt, sie betrachte diese
Zahlungen als Teilzahlungen auf die gesamte Schadensersatzforderung. Zu einer
vom Willen des Leistenden abweichenden Bestimmung, auf welche Schuld geleistet
werde, sei sie aber nicht ermÃ¤chtigt. Vielmehr sei ihr nachtrÃ¤glicher Widerspruch
gemÃ¤Ã� Â§ 336 BGB unerheblich.

Die KlÃ¤ger beantragen,

das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 27. Januar 2004 und die Bescheide vom
30. Oktober 2001 in der Gestalt der Widerspruchsbescheide vom 10. Mai 2002
sowie den Bescheid vom 8. August 2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 4. Dezember 2002 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den Inhalt der beigezogenen Akten der
Beklagten, der Beigeladenen und des SG sowie der Berufungsakte Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht erhobenen Berufungen sind zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144,
151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet.

Zur BegrÃ¼ndung wird zunÃ¤chst auf die zutreffenden GrÃ¼nde des
angefochtenen Urteils Bezug genommen (Â§ 153 Abs. 2 SGG). Das SG hat die
Klagen zu Recht abgewiesen, denn die Verrechnung ist formell und materiell nicht
zu beanstanden.

Die vor Erlass der Verrechnungsbescheide erforderliche AnhÃ¶rung (Â§ 24 SGB X)
ist gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger zu 2) erfolgt und gegenÃ¼ber den KlÃ¤gern zu 1) und
3), die vor Erlass der Widerspruchsbescheide ihre EinwÃ¤nde gegen die
Verrechnung ausfÃ¼hrlich dargelegt haben, im Widerspruchsverfahren nachgeholt
worden (Â§ 41 Abs. 1 Nr. 3 SGB X). Eine mÃ¶glicherweise fehlerhafte Bekanntgabe
oder Zustellung des Widerspruchsbescheides an den KlÃ¤ger zu 2) war im Zeitpunkt
der Klageerhebung geheilt (Â§ 85 Abs. 3 Satz 2 SGG i.V.m. Â§ 9 Abs. 1
Verwaltungszustellungsgesetz in der bis zum 30. Juni 2002 geltenden Fassung; vgl.
Engelhardt/ App, VwVG/VwZG â�� Kommentar, 5. Auflage Â§ 9 VwZG Rdnr. 6).
SpÃ¤testens zu diesem Zeitpunkt lag dem KlÃ¤ger zu 2) der seinem mit der
Klageerhebung beauftragten ProzessbevollmÃ¤chtigten Ã¼bersandte
Widerspruchsbescheid vor. Sie wÃ¼rde i. Ã�. allein nicht zur Aufhebung (nur) dieses
Widerspruchsbescheides (Â§ 42 Satz 1 SGB X) fÃ¼hren und lieÃ�e die formelle
RechtmÃ¤Ã�igkeit des Ausgangsbescheides unberÃ¼hrt.

GemÃ¤Ã� Â§ 52 SGB I kann der fÃ¼r eine Geldleistung (Altersrente des KlÃ¤gers zu
1)) zustÃ¤ndige LeistungstrÃ¤ger (Beklagte) mit ErmÃ¤chtigung eines anderen
LeistungstrÃ¤gers (Beigeladene) dessen AnsprÃ¼che (Schadensersatz und
Gerichtskosten) gegen den Berechtigten (KlÃ¤ger zu 1)) mit der ihm obliegenden
Geldleistung ( Altersrente) verrechnen, soweit gemÃ¤Ã� Â§ 51 SGB I die
Aufrechnung zulÃ¤ssig ist.

Nach Â§ 51 Abs. 1 SGB I kann der zustÃ¤ndige LeistungstrÃ¤ger (Beklagte) gegen
AnsprÃ¼che auf Geldleistungen (monatliche Altersrente) mit AnsprÃ¼chen gegen
den Berechtigten (KlÃ¤ger zu 1)) aufrechnen, soweit die AnsprÃ¼che auf
Geldleistungen nach Â§ 54 Abs. 2 und 4 SGB I pfÃ¤ndbar sind.

AnsprÃ¼che auf laufende Geldleistungen (monatliche Altersrente) kÃ¶nnen
gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 4 SGB I wie Arbeitseinkommen gepfÃ¤ndet werden.
Dementsprechend hat die Beklagte die Verrechnung zutreffend nur in HÃ¶he des
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zuvor an die KlÃ¤ger zu 2) und 3) ausgezahlten pfÃ¤ndbaren Teils der monatlichen
Altersrente des KlÃ¤gers zu 1) vorgenommen. Gegen die Berechnung der HÃ¶he
des pfÃ¤ndbaren Betrages bestehen keine Bedenken. Auch die KlÃ¤ger selbst
haben dagegen weder wÃ¤hrend der Zeit, in der dieser Betrag an die KlÃ¤ger zu 2)
und 3) ausgezahlt wurde, noch in der Folgezeit EinwÃ¤nde erhoben und auch die
zur Neufestsetzung des pfÃ¤ndbaren Betrages ergangenen Bescheide der
Beklagten vom 26. November 2001 und 7. August 2003 nicht beanstandet. Soweit
der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤ger geltend macht, die Beklagte sei nach Â§
54 Abs. 6 SGB I verpflichtet gewesen, eine BilligkeitsprÃ¼fung durchzufÃ¼hren, ist
darauf hinzuweisen, dass diese Vorschrift bereits zum 17. Juni 1994 auÃ�er Kraft
getreten ist und schon deshalb kein PrÃ¼fungsmaÃ�stab fÃ¼r die
RechtmÃ¤Ã�igkeit der erst spÃ¤ter ergangenen angefochtenen Verwaltungsakte
sein kann. Im Ã�brigen ordnete die Vorschrift keine BilligkeitsprÃ¼fung an, sondern
setzte deren gesetzliche Anordnung (z.B. in Â§ 54 Abs. 2, nicht aber im hier
anzuwendenden Abs. 4 SGB I) voraus.

Dass der KlÃ¤ger zu 1) den pfÃ¤ndbaren Teil seiner Altersrente, genauer seines
monatlich entstehenden Rechts auf Zahlung der Altersrente, vor Beginn der
Verrechnung an die KlÃ¤ger zu 2) und 3) abgetreten hat, steht der Verrechnung
gemÃ¤Ã� Â§ 53 Abs. 5 SGB I nicht entgegen. Diese Vorschrift geht Â§ 406 BGB als
lex specialis vor und ordnet gerade fÃ¼r den Fall der Verrechnung den Nachrang
einer Ã�bertragung oder VerpfÃ¤ndung des zu verrechnenden Anspruchs auf
laufende Geldleistungen an. Dabei kann der Begriff "Verrechnung" systematisch nur
eine solche im Sinne des Â§ 52 SGB I meinen, denn eine andere "Verrechnung"
kennt das SGB I nicht. Die Regelung des Â§ 53 Abs. 5 SGB I steht auch der Annahme
entgegen, die Beklagte sei infolge der (pflichtgemÃ¤Ã�en) Anerkennung der
Abtretung an die KlÃ¤ger zu 2) und 3) und der hierauf (pflichtgemÃ¤Ã�) erfolgten
Leistungen nach Treu und Glauben verpflichtet, dieser Abtretung (gesetzeswidrig)
Vorrang vor der Verrechnung zu Gunsten der Beigeladenen einzurÃ¤umen.

Die Abtretung hat lediglich zur Folge, dass die KlÃ¤ger zu 2) und 3) bezÃ¼glich des
hier streitigen, abgetreten Teils der Altersrente, der mit deren pfÃ¤ndbaren Betrag
identisch ist, in die Stellung des KlÃ¤gers zu 1) als Berechtigter eingetreten sind
und dessen ZahlungsansprÃ¼che in eigenem Namen geltend machen kÃ¶nnen. Ein
Wechsel des Berechtigten im Sinne des Â§ 51 Abs. 1 SGB I findet insoweit nicht
statt.

Das SG ist zutreffend davon ausgegangen, dass die zur Verrechnung gestellten,
titulierten Forderungen der Beigeladenen weder durch einen Vergleichsabschluss
untergegangen noch durch ErfÃ¼llung erloschen sind.

Der KlÃ¤ger zu 1) hat das Vergleichsangebot der Beigeladenen vom 12. MÃ¤rz 2001
â�� entgegen der Ansicht des ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤ger â�� nicht
"ohne Wenn und Aber" angenommen. Er hat lediglich mitteilen lassen, er sei mit
dem Angebot grundsÃ¤tzlich einverstanden, nach Auffassung seines Rechtsanwalts
bedÃ¼rfte Ziff. 4 aber noch einer klaren Regelung. Darin liegt schon keine
eindeutige AnnahmeerklÃ¤rung hinsichtlich des Vergleichs als Ganzem oder
einzelner Bestandteile. Vielmehr ist dem Schreiben vom 22. MÃ¤rz 2001 zu
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entnehmen, dass jedenfalls bzgl. Ziff. 4 (noch) keine Ã�bereinstimmung, sondern
gerade auf Seiten des KlÃ¤gers zu 1) eine Ungewissheit Ã¼ber den von der
Beigeladenen gewollten Regelungs(und damit ErklÃ¤rungs-)inhalt vorlag.

Da die Beigeladene lediglich einen einheitlichen, aus vier Ziffern bestehenden
Vergleichsvorschlag unterbreitet hatte, wÃ¤re eine auf Ziff. 1 bis 3 beschrÃ¤nkte
AnnahmeerklÃ¤rung im Ã�brigen schon nicht geeignet gewesen, einen Vergleich
wirksam zu begrÃ¼nden. Wird ein Vergleichsvorschlag nicht vollstÃ¤ndig oder nicht
mit dem vorgeschlagenen Wortlaut angenommen, liegt in der beschrÃ¤nkten
AnnahmeerklÃ¤rung regelmÃ¤Ã�ig lediglich ein Angebot zum Abschluss eines
abgeÃ¤nderten Vergleichs vor (Â§ 150 Abs. 2 BGB). Ein Vergleichsschluss erfolgt
erst mit der AnnahmeerklÃ¤rung des anderen Teils, in diesem Falle der
Beigeladenen. Diese hat dem abgeÃ¤nderten Vergleichsvorschlag des KlÃ¤gers
jedoch ausdrÃ¼cklich widersprochen. Den "klarstellenden" Vergleichsvorschlag der
Beigeladenen hat der KlÃ¤ger zu 1) auch nach eigenen Angaben nicht akzeptiert.

Die Beigeladene hat das abgeÃ¤nderte Vergleichsangebot des KlÃ¤gers zu 1) auch
nicht durch die Entgegennahme der vom KlÃ¤ger zu 1) als Raten auf den
Vergleichsbetrag von 14.000 DM bezeichneten Zahlungen (konkludent)
angenommen. Da Schweigen allein â�� von hier nicht in Betracht kommenden
gesetzlichen Ausnahmen abgesehen â�� keine WillenserklÃ¤rung darstellt (vgl.
Heinrichs in Palandt, BGB-Kommentar, 63. Auflage, Â§ 148 Rdnr. 3), kÃ¤me hier nur
eine Annahme ohne ErklÃ¤rung i.S.d. Â§ 151 BGB in Betracht. Danach kommt ein
(Vergleichs)Vertrag durch die Annahme des Antrags zustande, ohne dass die
Annahme dem Antragenden gegenÃ¼ber erklÃ¤rt zu werden braucht, wenn eine
solche ErklÃ¤rung nach der Verkehrssitte nicht zu erwarten ist oder der Antragende
auf sie verzichtet hat. Beides liegt hier nicht vor.

Die bloÃ�e Bestimmung des Leistenden (KlÃ¤ger zu 1)), seine Zahlung erfolge auf
eine (nicht bestehende) bestimmte Forderung des EmpfÃ¤ngers (Beigeladene),
fÃ¼hrt auch bei zunÃ¤chst widerspruchsloser Entgegennahme der
(aufgedrÃ¤ngten) Zahlung nicht zu einem (Vergleichs)Vertragsabschluss und damit
erst zur Entstehung der Forderung, auf die (angeblich) geleistet wird. Dazu bedarf
es neben einem eindeutigen Vertragsangebot vielmehr einer unzweifelhaften
BetÃ¤tigung des Annahmewillens (hinsichtlich des Vertragsangebots) seitens des
EmpfÃ¤ngers (vgl. Heinrichs a.a.O. Â§ 151 Rdnr. 1, 2). An beidem fehlt es hier. Den
die Ratenzahlungen ankÃ¼ndigenden Schreiben des KlÃ¤gers zu 1) ist nicht zu
entnehmen, auf welches Vergleichsangebot hin (12. MÃ¤rz, 22. MÃ¤rz oder 05. April
2001) die Zahlungen erfolgen. Somit lag bereits kein der Annahme fÃ¤higes
eindeutiges Vertragsangebot des KlÃ¤gers zu 1) vor. Es ist auch kein
Annahmewillen der Beigeladenen erkennbar. Angesichts der vorangegangenen
Ablehnung des abgeÃ¤nderten Vergleichsvorschlags des KlÃ¤gers zu 1) durch die
Beigeladene und der von dieser bereits eingeleiteten Verrechnung war dem
Verhalten der Beigeladenen objektiv nicht zu entnehmen, dass sie durch die bloÃ�e
Entgegennahme der Zahlungen einem die titulierten Forderungen verdrÃ¤ngenden
Vergleich noch zustimmen wollte. ErklÃ¤rungen, die einen Annahmewillen erkennen
lassen kÃ¶nnten, hat die Beigeladene im Zusammenhang mit den Zahlungen des
KlÃ¤gers zu 1) nicht abgegeben. Ob eine (Annahme)ErklÃ¤rung der Beigeladenen
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nach der Verkehrssitte nicht zu erwarten war oder der KlÃ¤ger zu 1) wirksam auf
eine solche ErklÃ¤rung verzichtet hat, kann bei dieser Sachlage dahinstehen.

Etwas anderes ist auch Â§ 366 BGB nicht zu entnehmen. Diese Vorschrift findet
Anwendung, wenn der Leistende dem EmpfÃ¤nger aus mehreren
SchuldverhÃ¤ltnissen zu gleichartigen Leistungen verpflichtet ist und trifft lediglich
eine Regelung fÃ¼r die Frage, welche der tatsÃ¤chlich bestehenden Schulden
durch die Leistung getilgt wird. Ihr Regelungsgehalt gibt fÃ¼r die Frage, ob die
Annahme einer Leistung auf eine nicht bestehende Forderung die Annahme eines
die Forderung begrÃ¼ndenden Vertragsangebots beinhaltet, nichts her.

Der KlÃ¤ger zu 1) selbst ist zum Zeitpunkt seiner Ratenzahlungen i. Ã�. tatsÃ¤chlich
nicht davon ausgegangen, dass im MÃ¤rz 2001 oder in der Folgezeit ein Vergleich
zustande gekommen war, denn er hat noch im November 2001 â�� nachdem die
Beigeladene erklÃ¤rt hatte, sie betrachte die Zahlungen als solche auf die gesamte
Schadensersatzforderung â�� ausdrÃ¼cklich zur Abwendung der zwischenzeitlich
eingeleiteten Verrechnung die Beigeladene um einen Vergleichsabschluss bitten
lassen mit dem Angebot, der Beigeladenen auch die titulierten Gerichtskosten zu
erstatten. Dieses Vergleichsangebot hat die Beigeladene ebenfalls nicht
angenommen. Die Berufung hat demnach keinen Erfolg und ist zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG), liegen nicht vor.

Erstellt am: 09.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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